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6 7 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1972
über den Übergang der Zivil- und Straf-
sachen und die Änderung der Zuständigkeit

bei der Auflassung von Bezirksgerichten

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Mit der Auflassung eines Bezirks-
gerichts gelten die Zivil- und Strafsachen, die bei
dem aufgelassenen Bezirksgericht anhängig sind,
als an das Bezirksgericht überwiesen, dem der
Sprengel des aufgelassenen Bezirksgerichts zufällt
(aufnehmendes Bezirksgericht). Dies gilt auch für
die Verwahrung der im Aktenlager befindlichen
Akten eines aufgelassenen Bezirksgerichts und die
damit zusammenhängenden Geschäfte.

(2) Für Sachen, für die vor der Auflassung das
aufgelassene Bezirksgericht zuständig gewesen
wäre, ist nachher das aufnehmende Bezirksgericht
zuständig.

§ 2. (1) Wird der Sprengel eines aufgelassenen
Bezirksgerichts auf mehrere aufnehmende
Bezirksgerichte aufgeteilt, so richtet sich die
Überweisung (§ 1 Abs. 1) oder die Zuständigkeit
(§ 1 Abs. 2) danach, welches der aufnehmenden
Bezirksgerichte zuständig wäre, wenn die neue
Sprengeleinteilung schon vor der Auflassung
bestanden hätte. Die Urkundensammlung eines
aufgelassenen Bezirksgerichts fällt dem Bezirks-
gericht zu, in dessen Sprengel das aufgelassene
Bezirksgericht seinen Sitz gehabt hat.

(2) Ergibt sich aus der Anwendung des Abs. 1
nicht, an welches der aufnehmenden Bezirks-
gerichte die Sache als überwiesen gilt oder welches
von ihnen für sie zuständig ist, so fällt sie dem
Bezirksgericht zu, in dessen Sprengel das aufge-
lassene Bezirksgericht seinen Sitz gehabt hat.

§ 3. Wird der Sprengel eines aufgelassenen
Bezirksgerichts einem Bezirksgericht zugewiesen,
das zum Sprengel eines anderen im selben Land
gelegenen Gerichtshofs erster Instanz gehört,
so scheidet er aus dem Sprengel des Gerichts-
hofs erster Instanz, dem er bisher zugehört hat,
aus. Er wird Teil des Sprengeis des Gerichtshofs
erster Instanz, dem das aufnehmende Bezirks-
gericht zugehört.

§ 4. Für den Fall des Ausscheidens des Spren-
geis eines aufgelassenen Bezirksgerichts aus dem
Sprengel seines bisher übergeordneten Gerichts-
hofs erster Instanz gilt folgendes:

1. Sind beim Gerichtshof erster Instanz Zivil-
sachen mit Beziehung auf den Sprengel des auf-
gelassenen Bezirksgerichts in Übereinstimmung
mit der bisherigen Rechtslage anhängig, so ver-
bleiben sie bei ihm.

2. Die Zuständigkeit des bisher übergeord-
neten Gerichtshofs erster Instanz für anhängige
Sachen des Handelsregisters und des Genossen-
schaftsregisters, die Unternehmen mit dem Sitz
im Sprengel des aufgelassenen Bezirksgerichts
betreffen, geht auf den Gerichtshof erster Instanz
über, dem der Sprengel des aufgelassenen
Bezirksgerichts nunmehr zugehört. Der bisher
übergeordnete Gerichtshof erster Instanz hat
solche Registersachen dem anderen Gerichtshof
erster Instanz zu überweisen und die Eintra-
gungen im Handelsregister und im Genossen-
schaftsregister, die solche Unternehmen betreffen,
dem anderen Gerichtshof erster Instanz zur
Bildung der Register mitzuteilen.

3. Strafverfahren erster Instanz, die im Zeit-
punkt der Auflassung beim bisher übergeord-
neten Gerichtshof erster Instanz anhängig sind,
hat dieser Gerichtshof, ungeachtet des Ausschei-
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dens des Sprengels des aufgelassenen Bezirks-
gerichts, weiterzuführen. Dem bisher übergeord-
neten Gerichtshof erster Instanz stehen auch alle
Entscheidungen oder Verfügungen nach rechts-
kräftiger Beendigung solcher Verfahren und in
allen Strafverfahren zu, die vor der Auflassung
von ihm rechtskräftig beendet worden sind.
Wird jedoch ein beendetes Verfahren des bisher
übergeordneten Gerichtshofs erster Instanz nach
der Auflassung erneuert (§§ 292, 359, 362, 363
der Strafprozeßordnung 1960, BGBl. Nr. 98),
so richtet sich die Zuständigkeit für das erneuerte
Verfahren nach dem § 3. In den Fällen des
§ 470 Z. 3 und des § 475 Abs. 1 der Straf-
prozeßordnung 1960 kann der Gerichtshof erster
Instanz die Sache auch an das nach dem § 3
aufnehmende Bezirksgericht verweisen. Unter
dem Gerichtshof erster. Instanz im Sinn dieser
Zahl ist auch das Geschwornengericht am Sitz
dieses Gerichtshofs zu verstehen.

4. Der bisher übergeordnete Gerichtshof erster
Instanz bleibt zur Entscheidung über Rechts-
mittel zuständig, die sich gegen eine Entscheidung
eines aufgelassenen Bezirksgerichts richten, wenn
die Akten vor der Auflassung bei ihm einge-
langt sind.

§ 5. Für den Fall des Ausscheidens eines Teiles
des Sprengeis eines aufgelassenen Bezirksgerichts
aus dem Sprengel seines bisher übergeordneten
Gerichtshofs erster Instanz ist der § 4 sinngemäß
anzuwenden.

§ 6. Bei der Zusammenlegung von Bezirks-
gerichten sind die §§ 1 bis 5 sinngemäß anzu-
wenden.

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Justiz betraut.

Jonas
Kreisky Broda

6 8 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1972
über die Tilgung von Verurteilungen und die
Beschränkung der Auskunft (Tilgungsgesetz

1972)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Tilgung von Verurteilungen

§ 1. (1) Die Tilgung gerichtlicher Verurtei-
lungen tritt, sofern sie nicht ausgeschlossen ist
(§ 5), mit Ablauf der Tilgungsfrist kraft Ge-
setzes ein.

(2) Mit der Tilgung einer Verurteilung er-
löschen alle nachteiligen Folgen, die kraft Ge-
setzes mit der Verurteilung verbunden sind, so-
weit sie nicht in dem Verlust besonderer auf

Wahl, Verleihung oder Ernennung beruhender
Rechte bestehen.

(3) Rechte dritter Personen, die sich auf die
Verurteilung gründen, werden durch die Tilgung
nicht berührt.

(4) Ist eine Verurteilung getilgt, so gilt der
Verurteilte fortan als gerichtlich unbescholten,
soweit dem nicht eine andere noch ungetilgte
Verurteilung entgegensteht. Er ist nicht ver-
pflichtet, die getilgte Verurteilung anzugeben.

(5) Eine getilgte Verurteilung darf weder in
Strafregisterauskünfte und in Strafregister-
bescheinigungen aufgenommen, noch darin auf
irgendeine Art ersichtlich gemacht werden.

Beginn der Tilgungsfrist

§ 2. (1) Die Tilgungsfrist beginnt, sobald alle
Freiheits- oder Geldstrafen und die mit Frei-
heitsentzug verbundenen vorbeugenden Maß-
nahmen vollzogen sind, als vollzogen gelten,
nachgesehen worden sind oder nicht mehr voll-
zogen werden dürfen.

(2) Ist keine Freiheits- oder Geldstrafe ver-
hängt worden oder sind die verhängten Frei-
heits- oder Geldstrafen durch Anrechnung einer
Vorhaft zur Gänze verbüßt und ist auch keine
mit Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende
Maßnahme angeordnet worden, so beginnt die
Frist mit Rechtskraft der Verurteilung.

(3) Unter Geldstrafen sind in diesem Bundes-
gesetz jeweils auch Verfallsersatz- und Wert-
ersatzstrafen zu verstehen.

Tilgungsfrist bei einer einzigen Verurteilung

§ 3. (1) Ist jemand nur einmal verurteilt wor-
den, so beträgt die Tilgungsfrist
1. fünf Jahre,

wenn er zu einer höchstens einjährigen Frei-
heitsstrafe oder nur zu einer Geldstrafe oder
weder zu einer Freiheitsstrafe noch zu einer
Geldstrafe verurteilt worden ist oder wenn
er nur wegen Jugendstraftaten verurteilt wor-
den ist;

2. zehn Jahre,
wenn er zu einer Freiheitsstrafe von mehr als
einem Jahr und höchstens drei Jahren verur-
teilt worden ist;

3. fünfzehn Jahre,
wenn er zu einer mehr als dreijährigen Frei-
heitsstrafe verurteilt worden ist.

(2) Sind eine Freiheitsstrafe und eine Geld-
strafe nebeneinander verhängt worden, so ist
zur Berechnung der Tilgungsfrist die Ersatzfrei-
heitsstrafe zur Freiheitsstrafe hinzuzurechnen.

(3) Bei Strafen, die nicht auf ganze Monate
lauten, ist der Monat mit dreißig Tagen zu be-
rechnen.
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(4) Vorbeugende Maßnahmen und andere
Strafen als Freiheits- oder Geldstrafen haben auf
das Ausmaß der Tilgungsfristen keinen Einfluß.

Tilgungsfrist bei mehreren Verurteilungen

§ 4. (1) Wird jemand rechtskräftig verurteilt,
bevor eine oder mehrere frühere Verurteilungen
getilgt sind, so tritt die Tilgung aller Verurtei-
lungen nur gemeinsam ein.

(2) Die Tilgungsfrist ist im Falle des Abs. 1
unter Zugrundelegung der Summe der in allen
noch nicht getilgten Verurteilungen verhängten
Strafen nach § 3 zu bestimmen, sie muß aber
mindestens die nach § 3 bestimmte Einzelfrist,
die am spätesten enden würde, um so viele
Jahre übersteigen, als rechtskräftige und noch
nicht getilgte Verurteilungen vorliegen. Die zu-
letzt rechtskräftig gewordene Verurteilung ist
mitzuzählen.

(3) Verurteilungen, bei denen die verhängte
Freiheits- oder Ersatzfreiheitsstrafe oder deren
Summe einen Monat nicht übersteigt, bewirken
keine Verlängerung der Tilgungsfrist nach
Abs. 2; ebensowenig werden ihre Tilgungsfristen
durch andere Verurteilungen verlängert.

(4) Verurteilungen, die zueinander im Ver-
hältnis des § 265 der Strafprozeßordnung 1960,
BGBl. Nr. 98, stehen, gelten für die Tilgung
nicht als gesonderte Verurteilungen. Die Til-
gungsfrist ist unter Zugrundelegung der Summe
der verhängten Strafen nach § 3 zu bestimmen.
Das gleiche gilt für Verurteilungen, die wegen
derselben Tat im Inland und im Ausland erfolgt
sind.

Untilgbare Verurteilungen

§ 5. Verurteilungen zu lebenslanger Freiheits-
strafe werden nicht getilgt und schließen auch
die Tilgung aller anderen Verurteilungen aus.

Beschränkung der Auskunft

§ 6. (1) Schon vor der Tilgung darf über Ver-
urteilungen aus dem Strafregister bei Vorliegen
der in den Abs. 2 und 3 genannten Voraus-
setzungen lediglich Auskunft erteilt werden

a) den Gerichten, Staatsanwaltschaften, Sicher-
heitsbehörden und Sicherheitsdienststellen
zum Zwecke eines gerichtlichen Strafver-
fahrens gegen den Verurteilten oder gegen
jemand, der verdächtig ist, an derselben
strafbaren Handlung beteiligt zu sein, und

b) in einem Gnadenverfahren des Verurteil-
ten, das ein gerichtliches Strafverfahren
oder eine Verurteilung durch die Straf-
gerichte betrifft, den damit befaßten Be-
hörden,

(2) Die Beschränkung nach Abs. 1 tritt sofort
mit Rechtskraft des Urteils ein,

a) wenn ein Schuldspruch nach § 12 Abs. 2
oder, solange keine Strafe ausgesprochen
ist, ein Schuldspruch nach § 13 des Jugend-
gerichtsgesetzes 1961, BGBl. Nr. 278, er-
folgt ist oder

b) wenn eine Geldstrafe verhängt worden ist
und das Ausmaß der Ersatzfreiheitsstrafe
einen Monat nicht übersteigt, oder eine
höchstens einmonatige Freiheitsstrafe oder
eine Freiheitsstrafe und eine Geldstrafe
verhängt worden ist und die Summe der
Freiheitsstrafe und der Ersatzfreiheitsstrafe
einen Monat nicht übersteigt und die Frei-
heitsstrafe bedingt nachgesehen worden ist,
solange die bedingte Strafnachsicht nicht
widerrufen ist, oder die Verurteilung nur
wegen Jugendstraftaten erfolgte.

(3) Die Beschränkung nach Abs. 1 tritt erst
ein, wenn von der Tilgungsfrist bereits drei
Jahre verstrichen sind und eine Freiheitsstrafe
oder eine Geldstrafe verhängt worden ist und
das Ausmaß der Freiheitsstrafe und der Ersatz-
freiheitsstrafe drei Monate oder bei einer Ver-
urteilung nur wegen Jugendstraftaten ein Jahr
nicht übersteigt.

(4) Ist über Verurteilungen nur beschränkte
Auskunft zu erteilen, so dürfen sie außer für
die im Abs. 1 bezeichneten Zwecke in Auskünfte
aus dem Strafregister und in Strafregister-
bescheinigungen nicht aufgenommen oder darin
sonst in irgendeiner Art ersichtlich gemacht wer-
den.

(5) Der Verurteilte ist außerhalb der in Abs. 1
lit. a und b genannten Verfahren nicht verpflich-
tet, die Verurteilungen anzugeben.

(6) Ist jemand mehrmals verurteilt worden,
so sind die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 nur
anzuwenden, wenn für jede der Verurteilungen
die Voraussetzunigen der Abs. 2 und 3 erfüllt
sind.

Ausländische Verurteilungen

§ 7. Ausländische Verurteilungen stehen til-
gungsrechtlich inländischen Verurteilungen gleich,
wenn sie den Rechtsbrecher wegen einer Tat
schuldig sprechen, die auch nach österreichischem
Recht gerichtlich strafbar ist, und in einem den.
Grundsätzen des Art. 6 der Europäischen Kon-
vention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, entspre-
chenden Verfahren ergangen sind. Sie gelten aber
auch dann als getilgt, wenn sie nach dem Recht
des Staates, in dem sie erfolgt sind, getilgt sind,
sobald dies durch eine öffentliche Urkunde be-
scheinigt wird.
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Übergangsbestimmungen

§ 8. (1) Die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes sind auch auf Verurteilungen anzu-
wenden, die vor seinem Inkrafttreten rechts-
kräftig geworden sind.

(2) Bei Verurteilungen vor dem 1. Juli
1972 beginnt die Frist für die Tilgung der
Verurteilung stets mit Rechtskraft der Verur-
teilung. Sie verlängert sich jedoch außer in den
Fällen des § 2 Abs. 2 um die Dauer der ausge-
sprochenen Freiheits- und Ersatzfreiheitsstrafe.
Die Tilgung tritt aber auch nach Ablauf der
verlängerten Frist erst ein, bis die verhängten
Freiheits- und Ersatzfreiheitsstrafen und die mit
Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden
Maßnahmen vollzogen worden sind, als voll-
zogen gelten, nachgesehen worden sind oder
nicht mehr vollzogen werden dürfen.

(3) Auf Verurteilungen, die im Zeitpunkt des
Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes nach den
durch § 9 Abs. 2 Z. 1 aufgehobenen bundes-
gesetzlichen Bestimmungen tilgbar sind, sind die
dort genannten Bestimmungen weiterhin anzu-
wenden, falls im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bereits ein Tilgungs-
antrag gestellt war oder ein solcher Antrag
binnen einem Jahr nach diesem Zeitpunkt ge-
stellt wird und die Verurteilung nach diesem
Bundesgesetz noch nicht getilgt ist.

Inkrafttreten und Aufhebung von Rechtsvor-
schriften

§ 9. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit
1. Jänner 1974 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 1973 verlieren
die folgenden bundesgesetzlichen Bestimmungen
ihre Wirksamkeit:

1. nach Maßgabe der Bestimmungen des § 8
das Tilgungsgesetz 1951, BGBl. Nr. 155, sowie
alle Bestimmungen über die Tilgung von Verur-
teilungen durch Richterspruch in anderen
Bundesgesetzen,

2. der letzte Satz im § 45 Abs. 6 und § 48
des Jugendgerichtsgesetzes 1961, BGBl. Nr. 278.

Vollziehungsklausel

§ 10. Mit der Vollziehung des § 1 Abs. 5 des
§ 6 Abs. 1, 2, 3, 4 und 6 ist der Bundesminister
für Inneres betraut. Mit der Vollziehung aller
anderen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Jonas
Kreisky Broda Rösch

6 9 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1972,
mit dem das Bundesgesetz über die Zahlung
einer Pauschalvergütung für die Tätigkeit
von Rechtsanwälten als Armenvertretern in

gerichtlichen Verfahren geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 22. Mai 1969, BGBl.
Nr. 191, über die Zahlung einer Pauschalver-
gütung für die Tätigkeit von Rechtsanwälten
als Armenvertretern in gerichtlichen Verfahren
wird wie folgt geändert:

Der § 1 hat zu lauten:

„§ 1. (1) Der Bund hat den Rechtsanwalts-
kammern spätestens zum 30. September jedes
Jahres eine Pauschalvergütung dafür zu leisten,
daß die in ihren Listen eingetragenen Rechts-
anwälte als Armenvertreter in straf- und zivil-
gerichtlichen Verfahren unentgeltlich ein-
schreiten.

(2) Die Pauschalvergütung beträgt für das
Jahr 1972

(3) Die Pauschalvergütung beträgt für das
Jahr 1973 und die folgenden Jahre
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Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit dem
1. Jänner 1972 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesge-
setzes ist der Bundesminister für Justiz im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Broda Androsch

70. Verordnung des Bundeskanzlers vom
14. Feber 1972 betreffend die Prüfung für

den höheren Wirtschaftsdienst

Auf Grund der §§ 8 bis 18 des Gehaltsüber-
leitungsgesetzes, BGBl. Nr. 22/1947, in der Fas-
sung der 1. Gehaltsüberleitungsgesetz-Novelle
1970, BGBl. Nr. 243, wird dm Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Bauten und Technik,
dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie, dem Bundesminister für Inneres, dem
Bundesminister für Landesverteidigung, dem
Bundesminister für soziale Verwaltung und dem
Bundesminister für Verkehr verordnet:

§ 1. Die Prüfung für den höheren Wirtschafts-
dienst ist schriftlich und mündlich abzulegen.

§ 2. (1) In der schriftlichen Prüfung hat der
Kandidat nachzuweisen, daß er in der Lage ist,
auf Grund von Unterlagen, die er erhält, einen
Bericht über einen seinem Ressortbereich ent-
nommenen Wirtschaftsvorgang zu entwerfen.

(2) Die schriftliche Prüfung ist als Klausur-
arbeit abzuhalten und darf nicht länger als fünf
Stunden dauern.

§ 3. (1) Der allgemeine Teil der mündlichen
Prüfung umfaßt die im § 8 Abs. 2 lit. a des
Gehaltsüberleitungsgesetzes angeführten Gegen-
stände.

(2) Der besondere Teil der mündlichen Prüfung
umfaßt folgende Gegenstände:

1. die Vorschriften der Verwaltungsverfahrens-
gesetze;

2. die Grundzüge des staatlichen Rechnungs-
wesens und die Haushaltsvorschriften des
Bundes;

3. volkswirtschaftliche Grundbegriffe;
4. die Grundzüge der Betriebswirtschaftslehre

und der Statistik;
5. Buchhaltung und Bilanz;
6. Urkundenechtheitsprüfung;
7. Grundzüge des Abgabenrechtes;
8. nach Wahl der Dienstbehörde eines der fol-

genden Rechtsgebiete:

a) Sozialversicherungsrecht unter besonderer
Berücksichtigung der Vorschriften über
die Rechnungsführung und Rechnungs-
legung der Sozialversicherungsträger, der
besonderen Formen der Buchhaltung und
des besonderen Dienstrechtes der Sozial-
versicherungsbediensteten sowie die ein-
schlägigen Bestimmungen des bürger-
lichen Rechtes, des Exekutions-, Konkurs-
und Ausgleichsrechtes;

b) Handelsrecht (einschließlich Gesellschafts-
recht) und internationales Privatrecht so-
wie die grundlegenden Fragen des Zoll-
wesens;

c) Handelsrecht (einschließlich Gesellschafts-
recht), die grundlegenden Bestimmungen
des Exekutions-, Konkurs- und Aus-
gleichsrechtes, Strafrecht, soweit es sich
um Wirtschaftsdelikte handelt, und die
einschlägigen Vorschriften des Strafpro-
zeßrechtes;

d) Handelsrecht (einschließlich Gesellschafts-
recht), Arbeitsrecht und die grundlegen-
den Fragen des Zollrechtes.

§ 4. (1) Sitz der Prüfungskommission ist das
Bundeskanzleramt.

(2) Die Mitglieder der Prüfungskommission
müssen Beamte des höheren Dienstes, Lehrer der
Verwendungsgruppen L PA oder L 1 oder Richter
sein. Es können auch nichtbeamtete, in ihrem
Fach anerkannte und wissenschaftlich tätige Per-
sonen zu Mitgliedern der Prüfungskommission
bestellt werden.

(3) Die Prüfungssenate bestehen aus einem
Vorsitzenden und vier bis sechs weiteren Mit-
gliedern. Die Prüfungskommissäre für die Gegen-
stände des allgemeinen Teiles der mündlichen
Prüfung und den im § 3 Abs. 2 Z. 1 angeführten
Gegenstand müssen rechtskundig sein, die Prü-
fungskommissäre für die im § 3 Abs. 2 Z. 3 bis 5
angeführten Gegenstände sollen eine Hochschule
handeis- oder wirtschaftswissenschaftlicher Rich-
tung absolviert haben.

§ 5. (1) Diese Prüfungsvorschrift tritt mit
1. August 1972 in Kraft.

(2) Die Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 6. September 1951, Zl. 61.265-3/51, betref-
fend eine Vorschrift über die Prüfung für den
Dienstzweig „Höherer Wirtschaftsdienst", Amts-
blatt zur Wiener Zeitung vom 13. September
1951, die durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 334/
1965 auf Gesetzesstufe gehoben wurde, tritt ge-
mäß Art. III Abs. 3 der 1. Gehaltsüberleitungs-
gesetz-Novelle 1970 mit Ablauf des 31. Juli 1972
außer Kraft.

Kreisky
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7 1 . Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 8. März 1972, mit der sta-
tistische Erhebungen über Stand und Lei-
stungen der Zivilluftfahrt angeordnet werden
(Zivilluftfahrt-Verkehrsstatistikverordnung)

Auf Grund des Zivilluftfahrt-Statistikgesetzes,
BGBl. Nr. 61/1972, wird verordnet:

§ 1. Das Österreichische Statistische Zentralamt
hat Erhebungen über die Verkehrs- und Trans-
portleistungen des Fluglinien- und Bedarfsver-
kehrs sowie der Allgemeinen Luftfahrt vorzu-
nehmen.

§ 2. Die Erhebungen der Verkehrs- und Trans-
portleistungen des Fluglinien- und Bedarfsver-
kehrs sind für jeden Flug (§ 3 Abs. 1), die Erhe-
bungen im Bereiche der Allgemeinen Luftfahrt
sind monatlich (§ 3 Abs. 2) und einmal jährlich
(§ 3 Abs. 3) durchzuführen.

§ 3. (1) Bei den Erhebungen über die Verkehrs-
und Transportleistungen des Fluglinien- und Be-
darfsverkehrs sind zu erfragen:

a) die für die statistische Zuordnung des Flu-
ges notwendigen Merkmale, wie Flugnum-
mer, Streckenführung, Art des Fluges, Luft-
fahrzeugtype, Blockzeit sowie Hoheits- und
Eintragungszeichen;

b) die angebotene Sitzplatz- und Nutzlast-
kapazität;

c) die Zahl der ankommenden und abgehenden
Fluggäste, der Transitfluggäste sowie der
Transferfluggäste;

d) das Strecken- und Endziel der Fluggäste;
e) die Menge der ankommenden und abgehen-

den Luftfracht sowie der Transitluftfracht;
f) die Menge der ankommenden und abgehen-

den Luftpost sowie der Transitluftpost.

(2) Bei den monatlichen Erhebungen der Ver-
kehrsleistungen der Allgemeinen Luftfahrt sind
zu erfragen:

aufgegliedert nach Luftfahrzeugarten die Zahl
der Starts und Landungen insgesamt sowie die
Zahl der Starts und Landungen bei grenz-
überschreitenden Flügen.

(3) Bei den jährlichen Erhebungen der Ver-
kehrsleistungen der Allgemeinen Luftfahrt sind
zu erfragen:

a) die Luftfahrzeugtype und das Baujahr sowie
der Zeitraum, den das Zivilluftfahrzeug im
Berichtsjahr im Luftfahrzeugregister (§ 16
des Luftfahrtgesetzes, BGBl. Nr. 253/1957)
eingetragen war;

b) die Anzahl der durchgeführten Flüge so-
wie die Anzahl der grenzüberschreitenden
Flüge;

c) die Art und der Zweck der durchgeführten
Flüge;

d) die Zahl der Flugstunden.

§ 4. Auskunftspflichtig sind:

a) bei Erhebungen gemäß § 3 Abs. 1 alle aus-
ländischen Luftbeförderungsunternehmen,
denen Verkehrsrechte eingeräumt worden
sind, sowie alle inländischen Luftbeförde-
rungsunternehmen ;

b) bei Erhebungen gemäß § 3 Abs. 2 alle
Zivilflugplatzhalter, denen nach den Be-
stimmungen des Luftfahrtgesetzes die Be-
triebsaufnahmebewilligung erteilt wurde;

c) bei Erhebungen gemäß § 3 Abs. 3 alle
Halter von im Zeitpunkt der Erhebungen
im Luftfahrzeugregister eingetragenen
Zivilluftfahrzeugen; für Zivilluftfahrzeuge,
die innerhalb des Berichtszeitraumes im
Luftfahrzeugregister eingetragen waren, im
Zeitpunkt der Erhebung jedoch nicht mehr
eingetragen sind, sind die zuletzt im Luft-
fahrzeugregister eingetragen gewesenen
Luftfahrzeughalter zur Auskunftserteilung
verpflichtet.

§ 5. Die Erhebungen sind mittels Formblätter
durchzuführen, die das Österreichische Statistische
Zentralamt aufzulegen und den Auskunftspflich-
tigen zu übermitteln hat.

§ 6. (1) Die Formblätter für die Erhebungen
gemäß § 3 Abs. 1 (Flugberichte) sind von den
Luftbeförderungsunternehmen für jeden Flug aus-
zufüllen und spätestens am nächsten dem Start
oder der Landung folgenden Werktag bei einer
von der jeweiligen Flughafenbetriebsgesellschaft
zu bezeichnenden Stelle abzugeben.

(2) Die Flughafenbetriebsgesellschaften haben
als. Anmeldestellen im Sinne der Bestimmungen
des § 7 des Zivilluftfahrt-Statistikgesetzes die
ausgefüllten Flugberichte entgegenzunehmen, auf
Vollständigkeit der Ausfüllung zu prüfen und
innerhalb der festgelegten Frist dem Österreichi-
schen Statistischen Zentralamt einzusenden.

§ 7. (1) Die Formblätter für die Erhebungen
gemäß § 3 Abs. 2 sind vom Auskunftspflichtigen
jeweils bis zum 25. des dem Berichtsmonat fol-
genden Monates an das Österreichische Statistische
Zentralamt einzusenden.

(2) Die Formblätter für die Erhebungen ge-
mäß § 3 Abs. 3 sind vom Auskunftspflichtigen
einmal jährlich innerhalb der vom Österreichi-
schen Statistischen Zentralamt festgesetzten Fri-
sten unmittelbar an dieses einzusenden.

(3) Der für die Erhebungen gemäß § 3 Abs. 3
maßgebliche Stichtag ist jeweils der 1. Jänner.

§ 8. Mit Inkrafttreten dieser Verordnung tritt
die Zivilluftfahrtstatistik-Verordnung, BGBl.
Nr. 12/1966, außer Kraft.

Frühbauer
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7 2 . Kundmachung des Bundesministers für
Finanzen vom 21. Feber 1972 betreffend das
Feststellungsergebnis gemäß § 3 Abs. 2

Finanzausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 2
Auf Grund des vom Nationalrat mit Bundes-

gesetz vom 2. Feber 1972, BGBl. Nr. 40, geneh-

migten Rechnungsabschlusses des Bundes für 1970
wird hiemit das Ergebnis der gemäß § 3 Abs. 2
Finanzausgleichsgesetz 1967, BGBl. Nr. 2, ange-
ordneten Feststellung auf den Stichtag 1. Jänner
1971 wie folgt kundgemacht:

Androsch
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